_____________, den ____________

Absender:

An die

Behörde ...................

Kostendämpfungspauschale

Beihilfebescheid vom _________________

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich gegen den Beihilfebescheid vom _________________

Widerspruch

ein. Der Widerspruch richtet sich gegen den Abzug der Kostendämpfungspauschale von der Beihilfe.

Mit Urteil vom 03.03.2006 – 3 K 1122/99 - hat das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen entschieden, dass die Kostendämpfungspauschale nach § 12 a der BVO NRW mit dem Grundgesetz unvereinbar ist. Zur Begründung hat das Gericht u.a. ausgeführt, dass für die Kostendämpfungspauschale die Gesetzgebungskompetenz des Landes nicht gegeben sei. Außerdem verstoße § 12 a BVO gegen die nach dem Grundgesetz geschützten hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums, da dem Beihilfeberechtigten unter Verstoß gegen die Alimentationspflicht nicht versicherbare Selbstbehalte auferlegt würden. Die Alimentationspflicht sei auch dadurch verletzt, dass die Selbstbeteiligung auch Aufwendungen betreffe, die für das dritte und jeweils weitere berücksichtigungsfähige Kinder eines Beihilfeberechtigten entstehen. Schließlich sei auch der Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt, weil die Staffelung der Kostendämpfungspauschale an die jeweiligen Besoldungsgruppen anknüpfe, ohne die für die konkrete Besoldung maßgeblichen Dienstaltersstufen zu berücksichtigen. Die Berufung gegen dieses Urteil hat die Kammer ausdrücklich zugelassen.

Ich bitte, die Bearbeitung dieses Widerspruches bis zum Abschluss von Musterverfahren auszusetzen.

Mit freundlichen Grüßen

___________________

Unterschrift
